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Amtliche Bekanntmachungen 

Gemeinde Bersteland 

Öffentliche Bekanntmachung – Beschlüsse der Gemeindevertretersitzung vom 22.09.2026 
 

Hiermit werden gem. § 39 Abs.3 BbgKVerf nachfolgende Beschlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung Bersteland vom 
22.09.2026 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht: 

 
BV-15-2026-033 
Überplanmäßige investive Auszahlung gemäß § 72 Abs. 1 BbgKVerf – Erwerb eines kommunalen Traktors einschließlich erforderlichen 
Zubehörs zur Bewirtschaftung und Unterhaltung des öffentlichen Grüns in Höhe von maximal 29.900 € - ungeändert beschlossen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 11  9  9  0  0 
  

Gemeinde Kasel-Golzig 

Amtliche Bekanntmachung 
Amt Unterspreewald 
Wahlleiter  
 
Ich gebe bekannt, dass Herr Mirko Puhlmann, Gemeindevertreter der Gemeinde Kasel-Golzig für den Wahlvorschlag 
„Wählergruppe Schiebsdorf - WGS“ sein Mandat auf der Grundlage des § 59 Abs. 1 Nr. 1 des Brandenburgischen 
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) zum 15.09.2026 niedergelegt hat und der Verlust seiner Rechtsstellung als Mitglied der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Kasel-Golzig festgestellt wurde. 
 
Herr Volker Schrock hat als Ersatzperson für den Wahlvorschlag „Wählergruppe Schiebsdorf - WGS“ das Mandat als 
Gemeindevertreter der Gemeinde Kasel-Golzig mit Wirkung vom 30.09.2026 angenommen und rückt in die Gemeindevertretung 
der Gemeinde Kasel-Golzig nach. 
 
Golßen, 05.10.2026 
 
 
gez. Graßmann 
Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald 

Gemeinde Schönwald 

Öffentliche Bekanntmachung - Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung  
in der Gemeinde Schönwald (Einwohnerbeteiligungssatzung - EbetS) vom 01.09.2026 

 
Auf der Grundlage des § 13 Abs. 1 Satz 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl. I/24, (Nr. 10)) 
und § 2 Abs. (2) der Hauptsatzung der Gemeinde Schönwald, in der derzeitig geltenden Fassung, hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Schönwald in ihrer Sitzung am 01.09.2026 folgende Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Gemeinde 
Schönwald (Einwohnerbeteiligungssatzung - EbetS) beschlossen: 
 

§1 Allgemeines 

Für die in § 2 Abs. (1) der Hauptsatzung der Gemeinde Schönwald aufgeführten Einwohnerbeteiligung werden folgende Einzelheiten 
bestimmt:  
 

§2 Einwohnerfragestunde 

(1) In den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen, die in der Gemeinde Schönwald und den dazugehörigen 
Gemarkungen ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fragen zu 
Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindeangelegenheiten an die Gemeindevertretung oder den Vorsitzenden zu 
stellen, sowie Vorschläge und Anregungen zu unterbreiten. 
 

(2)  Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten.  
 

(3) Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei unterschiedlichen Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen drei Minuten 
nicht überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung mündlich beantwortet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelassen. 

 
§3 Einwohnerversammlung 
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(1) Wichtige Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erörtert werden. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen 

für das Gebiet und Teile des Gebietes der Gemeinde durchgeführt werden. 
 

(2) Der ehrenamtliche Bürgermeister beruft unter Angabe der Tagesordnung und ggf. des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung 
begrenzt wird, die Einwohnerversammlung ein. 
Die Einberufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Einwohnerversammlung entsprechend 
den Vorschriften für die Bekanntmachung der Sitzung der Gemeindevertretung.  
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder eine von dieser beauftragten Person leitet die Einwohnerversammlung. Alle Personen, die 
in dem Gebiet der Gemeinde Schönwald bzw. in dem begrenzten Gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
haben in der Einwohnerversammlung Rede- und Stimmrecht.  
Über die Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist von dem Sitzungsleiter zu unterzeichnen und dem 
Amtsdirektor und den Mitgliedern der Gemeindevertretung zuzuleiten. 
 

(3) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohnerversammlung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht 
werden und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen. Der Antrag darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der 
letzten zwölf Monate nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung waren. Antragsberechtigt sind alle Einwohner. Der Antrag 
muss von mindestens fünf von Hundert der Einwohner des Gemeindegebietes unterschrieben sein. 

 
§4 Einwohnerbefragung 

(1) Die Gemeindevertretung kann in wichtigen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft eine Befragung der Einwohnerinnen und 
Einwohner des gesamten Gemeindegebietes oder einzelner Ortsteile beschließen. 
 

(2) Teilnahmeberechtigt sind, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, alle Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Schönwald, die 
am Befragungstag oder am letzten Tag des Befragungszeitraumes das 16. Lebensjahr vollendet haben. 
 

(3) Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden können. Zulässig ist auch die Auswahl zwischen 
unterschiedlichen vorzugebenden Varianten.  
 

(4) Die konkrete Fragestellung, Zeit und Ort sowie das nähere Verfahren der Befragung werden durch die Gemeindevertretung jeweils durch 
gesonderten Beschluss (Durchführungsbeschluss) bestimmt und in der in § 9 Abs. 2 der Hauptsatzung bestimmten Form öffentlich 
bekannt gemacht. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen 
Kommunalwahlverordnung in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend, soweit nicht diese Satzung oder der Durchführungsbeschluss 
ausdrücklich abweichende Regelungen festlegen. 
 

(5) Die Leitung der Vorbereitung und Durchführung der Befragung sowie die Feststellung und öffentliche Bekanntgabe des Ergebnisses 
obliegt dem Wahlleiter. 

 
§ 5 Geschlechtsspezifische Formulierungen 

Soweit in dieser Satzung oder in anderen Satzungen oder Veröffentlichungen der Gemeinde Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen 
Begriff beschrieben werden, gilt die entsprechende Bestimmung für alle Geschlechter gleichermaßen. 
 

§6 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Golßen, 14.09.2026 
 
gez. Daniel Graßmann      
Allgemeiner Vertreter des Amtsdirektors 

 

Öffentliche Bekanntmachung – Geschäftsordnung der Gemeinde Schönwald 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönwald hat aufgrund § 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 10) in ihrer Sitzung am 01.09.2026 folgende Geschäftsordnung beschlossen: 
 

Erster Abschnitt 
Gemeindevertretung 

 
§ 1 Gemeindevertreter 

 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung haben gemäß § 31 Abs. 1 BbgKVerf die ihnen aus der Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung 

erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie haben insbesondere an den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, denen sie 
angehören, teilzunehmen. 
 

(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben die Mitglieder der Gemeindevertretung vor der Sitzung den Vorsitzenden zu benachrichtigen. Bei 
Sitzungen der Ausschüsse ist zugleich ein Stellvertreter zu benachrichtigen. 
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§ 2 Einberufung der Gemeindevertretung 
 

(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung beruft die Sitzungen der Gemeindevertretung ein. Die Ladung erfolgt in elektronischer Form 
und muss den Mitgliedern der Gemeindevertretung mindestens 7 volle Tage vor dem Sitzungstag, der Tag der Absendung nicht 
mitgerechnet, zugehen (Regelmäßige Ladungsfrist). Die regelmäßige Ladungsfrist gilt als gewahrt, wenn die Ladung am 8. Tag vor der 
Sitzung als elektronisches Dokument versandt wurde. 

 
(2) Der elektronischen Ladung sind die Einladung und die Tagesordnung als digitales Dokument und der Link zum elektronischen 

Sitzungsmanagement beizufügen. Mit Versendung der Einladung und der Tagesordnung werden die Vorlagen zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten in das elektronische Sitzungsmanagementsystem eingestellt und zum Abruf zur Verfügung gestellt. Vorlagen 
können in Ausnahmefällen auch nachgereicht werden. 

 
(3) Für Mitglieder der Gemeindevertretung, die dies ausdrücklich und schriftlich anfordern, werden die Vorlagen per Post versandt. Der 

postalische Versand für diese Mitglieder erfolgt spätestens am 8. Kalendertag vor der Sitzung. 
(4) In dringenden Angelegenheiten, kann die Ladungsfrist auf 3 volle Tage vor dem Sitzungstag verkürzt werden (vereinfachte Einberufung). 

Die Dringlichkeit ist in der Ladung zu begründen. 
 
(5) Die Gemeindevertretung tagt grundsätzlich in Präsenzsitzung. Gemeindevertreter können, abgesehen von der konstituierenden Sitzung 

der Gemeindevertretung und von Tagesordnungspunkten, in denen geheime Wahlen durchzuführen sind, auf begründeten Antrag an der 
Sitzung per Video teilnehmen, soweit dies technisch möglich ist. Der Antrag ist spätestens 3 Arbeitstage vor dem Tag der Sitzung schriftlich 
oder elektronisch beim Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu stellen. Die Gemeinde prüft, ob die erforderlichen technischen 
Möglichkeiten für eine Teilnahme per Video bereitgestellt werden können. Sind für den Sitzungstag im Sitzungsraum bereits die 
technischen Möglichkeiten festgestellt und eingerichtet worden, kann ein Antrag bis einen Tag vor der Sitzung gestellt werden. Ein 
begründeter Antrag liegt vor, wenn der Gemeindevertreter glaubhaft gemacht hat, dass er anderenfalls eine persönliche Teilnahme an 
der Sitzung aus beruflichen, familiären, gesundheitlichen oder vergleichbaren Gründen nicht ermöglichen kann. Für die Erfüllung der 
persönlichen erforderlichen technischen Voraussetzungen außerhalb des Sitzungsraumes hat das jeweilige Mitglied der 
Gemeindevertretung selbst Sorge zu tragen. 

 
§ 3 Tagesordnung der Gemeindevertretung 

 
(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt gemäß § 35 Abs. 1 Satz 1 BbgKVerf die Tagesordnung der Gemeindevertretung im 

Benehmen mit dem Amtsdirektor fest. In die Tagesordnung sind gemäß § 35 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf die Beratungsgegenstände 
aufzunehmen, die bis zum Ablauf des 12. Tages vor dem Tag der Sitzung 

a) von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreter 
b) von einer Fraktion 

oder 
c) vom Amtsdirektor 

gegenüber dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung benannt wurden. Die Benennung der Tagesordnungspunkte soll regelmäßig 
schriftlich oder elektronisch erfolgen. 
 

(2) Soweit es sich nicht um eine dringende Angelegenheit handelt, deren Behandlung nicht bis zur darauffolgenden Sitzung aufgeschoben 
werden kann, sind die Vorschläge bei Nichteinhaltung der Frist in die Tagesordnung der darauffolgenden Sitzung aufzunehmen. 

 
§ 4 Zuhörer 

 
(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung können Zuhörer nach Maßgabe der vorhandenen Plätze teilnehmen. 
 
(2) Zuhörer sind nicht berechtigt das Wort zu ergreifen oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dürfen die Beratung nicht stören und 

keine Zeichen des Beifalls oder Missfallens geben. Zuhörer, welche die Ordnung stören, können vom Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 

 
§ 5 Einwohnerfragestunde; Anhörung von Betroffenen und Sachverständigen 

 
(1) Die nach § 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Schönwald und § 2 der Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde entsprechend 

BbgKVerf durchzuführende Einwohnerfragestunde findet zu Beginn des öffentlichen Teils der Sitzung der Gemeindevertretung statt.  
 

(2) Beschließt die Gemeindevertretung zu einzelnen Tagesordnungspunkten zum Gegenstand der Beratung, Betroffene oder 
Sachverständige zu hören, ist die Anhörung zu beenden, bevor Beratung und Abstimmung über den Gegenstand beginnen.   

 
§ 6 Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung 

 
(1) Anfragen der Gemeindevertreter an den Amtsdirektor, die in der Sitzung der Gemeindevertretung beantwortet werden sollen, sollen in 

der Regel kurz und sachlich abgefasst sein. Der Anfragende kann eine Zusatzfrage stellen. Die Anfragen sollen begründet werden. 
 
(2) Sie sind spätestens 3 Arbeitstage vor dem Tag der Sitzung dem Amtsdirektor schriftlich oder elektronisch zuzuleiten. Ist die Beantwortung 

wegen der Kürze der Zeit nicht möglich, ist die Anfrage in der folgenden Sitzung zu beantworten, sofern dies zwischenzeitlich nicht 
schriftlich oder elektronisch erfolgt ist. 
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§ 7 Sitzungsablauf 
 

(1) Der Vorsitzende eröffnet, leitet die Verhandlung und schließt die Sitzungen der Gemeindevertretung. In den Sitzungen handhabt er die 
Ordnung und übt das Hausrecht aus (§ 37 Abs. 1 BbgKVerf). Im Falle seiner Verhinderung treten seine Stellvertreter in der Reihenfolge 
ihrer Benennung als erster oder zweiter Stellvertreter an seine Stelle.  

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge durchzuführen: 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsgemäßheit der Ladung und Genehmigung der Tagesordnung 
2. Entscheidung gemäß § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift über den öffentlichen 

Teil der letzten Sitzung, 
3. Bericht des ehrenamtlichen Bürgermeisters zu vorherigen Amtsausschüssen oder Bürgermeisterdienstberatungen 
4. Jugendeinwohnerfragestunde, 
5. Einwohnerfragestunde, 
6. Behandlung der Tagesordnungspunkte des öffentlichen Teils der Sitzung, 
7. Sonstiges/ Informationen 
8. Entscheidung gemäß § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift über den nicht 

öffentlichen Teil der letzten Sitzung, 
9. Behandlung der Tagesordnungspunkte des nicht öffentlichen Teils der Sitzung, 
10. Sonstiges/ Informationen 
11. Schließung der Sitzung. 

 
§ 8 Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbrechung und Vertagung 

 
(1) Die Gemeindevertretung kann die Tagesordnungspunkte 

a) durch die Entscheidung in der Sache abschließen, 
b) verweisen oder 
c) ihre Beratung vertagen (zurückstellen). 

 
(2) Der Antrag auf Entscheidung in der Sache geht bei der Abstimmung dem Verweisungsantrag, dieser dem Vertagungsantrag vor. Wird 

einem Antrag stattgegeben, sind die bei der Antragstellung vorliegenden Wortmeldungen noch zuzulassen. 
 
(3) Der Vorsitzende kann die Sitzung der Gemeindevertretung unterbrechen. Auf Antrag von einem Drittel ihrer anwesenden Mitglieder muss 

er die Sitzung unterbrechen. Bei einer weiteren Unterbrechung ist für den Antrag die Mehrheit der anwesenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung erforderlich. Die Unterbrechung soll nicht länger als 15 Minuten dauern. 

 
(4) Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird 

abschließend behandelt. Die Gemeindevertretung kann gemäß § 34 Abs. 6 der BbgKVerf mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
die Unterbrechung der Sitzung und deren Fortsetzung zur Behandlung der noch offenen Tagesordnungspunkte an einem anderen Termin 
beschließen (Fortsetzungssitzung). Der Beschluss muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung bestimmen. Für die Fortsetzungssitzung 
erfolgt keine erneute Ladung. Soll keine Fortsetzungssitzung beschlossen werden, sind die noch nicht aufgerufenen Tagesordnungspunkte 
in der nächsten Sitzung der Gemeindevertretung an vorderer Stelle auf die Tagesordnung zu setzen. 

 
§ 9 Redeordnung 

 
(1) Reden darf nur, wer vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung das Wort erhalten hat. Wortmeldungen erfolgen durch Handzeichen. 
 
(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort nach der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht mit Zustimmung des Redeberechtigten hiervon 

abgewichen wird. Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der Beratung befindlichen 
Tagesordnungspunkt beziehen. Es darf dadurch kein Redner unterbrochen werden. 

 
(3) Dem Amtsdirektor ist auch außerhalb der Reihe der Wortmeldungen jederzeit das Wort zu erteilen. 
 

§ 10 Sitzungsleitung 
 

(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen, zur Sache rufen. 
 
(2) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung dreimal zur Sache gerufen worden, so hat ihm der Vorsitzende das Wort zu entziehen und darf 

es ihm in derselben Absprache zum selben Gegenstand nicht wieder erteilen. 
 
(3) Der Vorsitzende kann ein Mitglied der Gemeindevertretung zur Ordnung rufen, dessen Verhalten den ordnungsgemäßen Ablauf der 

Sitzung stört. 
 
(4) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung der Gemeindevertretung dreimal zur Ordnung gerufen worden, kann ihm der Vorsitzende für 

die Dauer der Sitzung das Wort entziehen oder ihn des Raumes verweisen. 
 

§ 11 Anträge zur Geschäftsordnung 
 

(1) Anträge zur Geschäftsordnung können durch Heben beider Hände außer der Reihe gestellt werden und gehen allen anderen Anträgen 
vor. 
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(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind im Wesentlichen: 

a) Vertagung der Sitzung 
b) Unterbrechung der Sitzung  
c) Schluss der Aussprache 
d) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
e) Begrenzung der Aussprache 
f) Begrenzung der Dauer der Redezeit 
g) Begrenzung der Zahl der Redner 
h) Namentliche Abstimmung 

(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende der Gemeindevertretung das Wort unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der 
Wortmeldungen erteilen. 

 
(4) Beschließt die Gemeindevertretung, antragsgemäß zur Tagesordnung überzugehen, so gilt der Beratungsgegenstand als erledigt. Wird 

der Antrag zur Geschäftsordnung abgelehnt, so darf er im Laufe desselben Tagesordnungspunktes nicht wiederholt werden. 
 
(5) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Aussprache kann nur von einem Gemeindevertreter gestellt werden, der nicht zur 

Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende der Gemeindevertretung soll vor der Abstimmung über den Schluss der Rednerliste die Namen 
der Rednerinnen und Redner aus der Rednerliste verlesen, die noch nicht zu Wort gekommen sind.  

 
§ 12 Abstimmungen 

 
(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Bei der offenen Abstimmung stellt der Vorsitzende der Gemeindevertretung 

die Anzahl der Mitglieder fest, die  
a) dem Antrag zustimmen, 
b) den Antrag ablehnen oder 
c) sich der Stimme enthalten. 

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Abstimmung angezweifelt, so muss die offene Abstimmung vor Behandlung des nächsten 
Tagesordnungspunktes wiederholt werden. 
 

(2) Auf Verlangen von mindestens 6 Mitgliedern der Gemeindevertretung ist namentlich abzustimmen. 
 
(3) Liegen zu einem Tagesordnungspunkt Änderungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst über den Antrag abgestimmt, der von dem 

Antrag der Sitzungsvorlage am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen hat der den 
Vorrang, der Mehrausgaben oder Mindereinnahmen bewirkt. In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende der Gemeindevertretung. 

 
(4) Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage bzw. des Antrages gesondert 

abzustimmen. Über die Vorlage bzw. den Antrag ist danach insgesamt zu beschließen. 
 
(5) Die Abstimmungsfrage ist stets so zu formulieren, dass sie mit „Ja" oder „Nein" beantwortet werden kann. 
 
(6) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit den Vorrang und müssen vor Sachanträgen behandelt werden. 
 

§ 13 Einzelwahlen und Gremienwahlen 
 

(1) Gewählt wird geheim, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist oder vor der jeweiligen Wahl einstimmig Abweichungen beschlossen 
werden. 

  
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von geheimen Wahlen ist aus der Mitte der Gemeindevertretung ein aus 3 Personen bestehender 

Wahlausschuss zu bilden. 
 
(3) Hat die Gemeindevertretung eine einzelne Person zu bestellen oder vorzuschlagen, wird diese nach § 40 BbgKVerf gewählt, soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
 
(4) Hat die Gemeindevertretung mehrere Mitglieder eines Gremiums zu bestellen oder vorzuschlagen, werden die Mitglieder und ihre 

Stellvertreter nach § 41 BbgKVerf gewählt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder die Gemeindevertretung einstimmig ein 
anderes Verfahren beschließt. 

 
(5) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt das vom Wahlausschuss festgestellte Ergebnis der Wahl bekannt. 
 

§ 14 Niederschrift 
 

(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertretung ist eine Niederschrift zu fertigen. 
 
(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 

a) Angaben über die Art der Sitzung, insbesondere, ob es sich um eine Präsenz-, Hybrid-, Video- oder Audiositzung handelt, 
b) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung, 
c) die Namen der Teilnehmenden, sowie der entschuldigt und ohne Entschuldigung abwesenden Mitglieder der 

Gemeindevertretung, 
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d) die Tagesordnung einschließlich der Angabe, welche Tagesordnungspunkte in öffentlicher und welche in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt wurden, 

e) den vollständigen Wortlaut der Anträge und Beschlüsse  
f) die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen  
g) das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes der Gemeindevertretung, das dies verlangt (§ 42 Abs. 2 BbgKVerf),   
h) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungsverhalten der einzelnen Mitglieder der Gemeindevertretung und 
i) die Namen der wegen Befangenheit an Beratung oder Entscheidung zu einzelnen Tagesordnungspunkten nicht mitwirkenden 

Mitglieder der Gemeindevertretung    
 

(3) Angelegenheiten, die in nicht öffentlicher Sitzung behandelt wurden, sind gesondert zu protokollieren. 
 
(4) Die Sitzungsniederschrift ist spätestens mit der Ladung zur nächsten ordentlichen Sitzung den Mitgliedern der Gemeindevertretung 

vorzulegen. 
 
(5) Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zur Wahrung von Rechten Dritter etwas anderes beschlossen wird, 

wird die Öffentlichkeit über den wesentlichen Inhalt der Beschlüsse der Gemeindevertretung unterrichtet. Dies erfolgt durch 
Veröffentlichung der Beschlüsse im Amtsblatt des Amtes Unterspreewald und durch Veröffentlichung der Niederschrift über den 
öffentlichen Teil der Sitzung im Ratsinformationsdienst. 

 
§ 15 Fraktionen 

 
(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der Gemeindevertretung. Eine Fraktion muss gemäß § 32 BbgKVerf mindestens aus 2 

Mitgliedern bestehen. Fraktionen wirken gemäß § 32 Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf an der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der 
Gemeindevertretung mit. 

 
(2) Fraktionen haben dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung von ihrer Bildung unverzüglich schriftlich Kenntnis zu geben. Die Mitteilung 

hat die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie aller der Fraktion 
angehörenden Gemeindevertreter zu enthalten. Die einer Fraktion zustehenden Rechte kann sie nach Zugang der Mitteilung nach Satz 2 
wahrnehmen. Veränderungen sind dem Vorsitzenden stets unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 16 Bild- und Tonaufzeichnungen  

 
(1) Bild- und Tonübertragungen und Bild- und Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung durch Presse, 

Rundfunk und ähnliche Medien sind grundsätzlich zulässig. 
 
(2) Absatz 1 gilt für von der Gemeindevertretung selbst veranlasste Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und Tonaufzeichnungen 

entsprechend. 
 
(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift sind Tonaufzeichnungen der vollständigen Sitzung zulässig. Sie sind gemäß § 42 

Abs. 2 Satz 4 BbgKVerf zu löschen nachdem die Niederschrift vorgelegen hat und über etwaige Einwendungen gegen die Niederschrift 
entschieden wurde. 

 
(4) Bild- und Tonaufzeichnungen zu anderen als in den Absätzen 1 bis 3 genannten Gründen sind nur zulässig, wenn alle anwesenden 

Mitglieder der Gemeindevertretung zustimmen. 
 

Zweiter Abschnitt 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschriften, Ortsteile 

 
§ 17 Ausschüsse 

 
Die Bestimmungen des I. Abschnittes sind sinngemäß auch auf solche Ausschüsse der Gemeinde anzuwenden, die auf besonderen 
Rechtsvorschriften beruhen, soweit diese Vorschriften nichts anderes bestimmen. 
 

§ 18 Ortsbeiräte 
 

Diese Geschäftsordnung gilt für den Ortsbeirat entsprechend, soweit der Ortsbeirat in einer eigenen Geschäftsordnung nichts Abweichendes 
regelt. An die Stelle des Vorsitzenden der Gemeindevertretung tritt der Vorsitzende des Ortsbeirates. 
 

§ 19 Ortsvorsteher / Vorsitzender des Ortsbeirates 
 

Jeder Ortsvorsteher / Vorsitzender des Ortsbeirates ist zu allen öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 
Ausschüsse zu laden, in denen Gegenstände behandelt werden, die Belange des Ortsteils berühren. Gleichzeitig sind ihm die entsprechenden 
Vorlagen zu übersenden. 
 

Dritter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
§ 20 Geschlechtsspezifische Formulierungen 
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Sind in dieser Geschäftsordnung aus Gründen der Lesbarkeit und Verständlichkeit Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen Begriff 
bezeichnet, beschreibt dieser Begriff die Funktion stets unabhängig von der Geschlechtsidentität der sie bekleidenden Person und gilt die 
jeweilige Bestimmung für das jeweils andere Geschlecht gleichermaßen und es sind alle Geschlechteridentitäten einbezogen. 
 

 
§ 21 Inkrafttreten 

 
(1) Die Geschäftsordnung tritt am Tage nach der Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 23.11.2021 außer Kraft. 
 
Golßen, 14.09.2026     Schönwald, 22.09.2026 
 
gez. Daniel Graßmann     gez. Roland Gefreiter 
Allgemeiner Vertreter des Amtsdirektors   Vorsitzender der Gemeindevertretung 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung - Hauptsatzung der Gemeinde Schönwald  
 
Auf der Grundlage der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 
10) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönwald in ihrer Sitzung am 01.09.2026 folgende Hauptsatzung beschlossen:   
 

§ 1 Name und Gebiet der Gemeinde 
 

(1) Die Gemeinde führt den Namen Schönwald. 
 

(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und gehört dem Amt Unterspreewald an. 
 

(3) Das Gemeindegebiet umfasst die Gemarkungen Schönwalde und Waldow/ Brand. Die räumliche Abgrenzung ergibt sich aus der in der 
Anlage 1 beigefügten Karte, die Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
§ 2 Förmliche Einwohnerbeteiligung 

 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 13 BbgKVerf), Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre 

betroffenen Einwohnerinnen und Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit folgenden Mitteln: 
a) Einwohnerfragestunden der Gemeindevertretung, darin enthalten eine Jugendeinwohnerfragestunde 
b) Einwohnerversammlungen 
c) Einwohnerbefragungen 

Die Gemeinde prüft, ob betroffene Personen oder Personengruppen, die nicht die Einwohnereigenschaft innehaben, in Maßnahmen nach 
Satz 1 einbezogen werden, wenn hierfür im Einzelfall ein Bedarf besteht.  
 

 (2) Die Einzelheiten der in Absatz 1 Nr. a) bis c) genannten Formen der Einwohnerbeteiligung werden in einer Satzung über die Einzelheiten 
der förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Gemeinde Schönwald näher geregelt. 

 
(3) Darüber hinaus beteiligt die Gemeinde Schönwald Kinder und Jugendliche in folgenden Formen: 

a) regelmäßige Bürgermeister Sprechstunden für Kinder und Jugendliche. 
b) durch offene- und projektbezogene Beteiligung in Form von Gesprächsrunden.  

Die Termine werden im Amtsjournal veröffentlicht. 
 

§ 3 Gleichstellungsbeauftragte 
 

(1) Die Aufgabe der Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinde Schönwald wird von der Gleichstellungsbeauftragten des Amtes 
Unterspreewald wahrgenommen. 
Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Unterspreewald wird vom Amtsausschuss auf Vorschlag des Amtsdirektors benannt. 
 

(2) Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von 
Frau und Mann haben, Stellung zu nehmen. Sie kann sich an die Gemeindevertretung oder Ausschüsse wenden. 

 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt das Recht wahr, indem sie sich an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Gemeindevertretung 

oder des Ausschusses wendet und ihren Standpunkt schriftlich oder elektronisch darlegt. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
unterrichtet die Gemeindevertretung oder den Ausschuss hierüber in geeigneter Weise und gibt der Gleichstellungsbeauftragten 
Gelegenheit, ihren Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen persönlich vorzutragen.   

 
§ 4 Zuständigkeiten der Gemeindevertretung  

 
(1) Die Gemeindevertretung ist für alle Angelegenheiten der Gemeinde zuständig, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
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(2) Die Gemeindevertretung behält sich die Entscheidung vor: 

a) über die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für 
Dritte, sowie Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen, ferner die Aufnahme von Krediten, ab 
einem Wert von 7.500 EURO, es sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung, 

b) über den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grundstücksgeschäften ab einem Wert von 0 EURO, es sei denn, es 
handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung, 

c) über den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Vermögensgeschäften, ab einem Wert von 15.000 EURO, es sei denn, 
es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung, 

d) bei Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen und öffentlichen Abgaben der Gemeinde ab einem Wert 2.500 
EURO, es sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. 

 
(3) Das Geschäft der laufenden Verwaltung sind anfallende wiederkehrende (Routine-) Geschäfte. Das Vorliegen eines Geschäfts der 

laufenden Verwaltung ist jeweils mit Blick auf die Finanz- und Verwaltungskraft zu beurteilen. Die interne Entscheidungsbefugnis über 
die Vornahme eines Geschäfts der laufenden Verwaltung liegt beim Amtsdirektor. 

 
 
 
 

§ 5 Mitteilungspflicht von ausgeübten Berufen oder anderen Tätigkeiten 
 

(1) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung unverzüglich nach der 
konstituierenden Sitzung der Gemeindevertretung bzw. im Falle einer Berufung als Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich ihren 
ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von 
Bedeutung sein kann. 
Anzugeben sind: 

a) der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder 
Tätigkeit. Bei mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

b) jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichartigen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder 
Tätigkeitsschwerpunkt in der Gemeinde.  
 

(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung unverzüglich nach ihrem Eintritt 
schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 6 Öffentlichkeit der Sitzungen 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung werden spätestens 5 Tage vor der Sitzung nach § 9 Abs. 4 dieser 

Hauptsatzung bekannt gemacht.  
 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende Belange des 

öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner es erfordern. Dies kann regelmäßig bei folgenden Gruppen von 
Angelegenheiten der Fall sein: 

a) Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
b) Grundstücksgeschäfte, 
c) Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner, 
d) Aushandlungen und Verträgen mit Dritten. 

Die Einordnung einer bestimmten Angelegenheit zu einer der in Satz 3 genannten Gruppen von Angelegenheiten entbindet nicht von der 
Einzelfallprüfung, ob tatsächlich überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner in dem konkreten 
Einzelfall den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. 
 

(3) Beschlussvorlagen der in öffentlicher Sitzung zu behandelnden Tagesordnungspunkte können von jeder Person auf der Internetseite des 
Amtes Unterspreewald www.unterspreewald.de im Ratsinformationssystem eingesehen werden, soweit dies technisch möglich ist. 
Soweit Beschlussvorlagen der in öffentlichen Sitzungen zu behandelnden Tagesordnungspunkte personenbezogene Daten enthalten, sind 
diese zu anonymisieren. Dies gilt nicht, wenn die personenbezogenen Daten zum Verständnis der Beschlussvorlagen erforderlich sind 
und durch die Veröffentlichung schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht beeinträchtigt werden. 

 
§ 7 Einsicht in Beschlussvorlagen 

 
(1) Jeder hat das Recht, Beschlussvorlagen zu den in öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung zu behandelnden 

Tagesordnungspunkten einzusehen. 
 
(2) Dieses Recht kann Jeder während der öffentlichen Sprechzeiten der Amtsverwaltung ab dem 5. Tag vor der öffentlichen Sitzung in den 

Verwaltungsstandorten des Amtes Unterspreewald Markt 1, 15938 Golßen und Hauptstraße 49, 15910 Schönwald beim Zentraldienst 
wahrnehmen. 

 
§ 8 Ortsteile  

 
(1) In der Gemeinde bestehen die folgenden Ortsteile im Sinne von § 45 ff BbgKVerf: 

 Schönwalde 
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 Waldow/ Brand 
Die Gemeinde Schönwald wird die Interessen aller Ortsteile wahren. Das kulturelle und gesellschaftliche Leben soll gewahrt werden; 
insbesondere sind die bestehenden Einrichtungen in allen künftigen Ortsteilen gleich zu behandeln. 
 

(2) Der in § 8 Abs. 1 genannte Ortsteil Waldow/Brand wird gegenüber den Organen der Gemeinde von einem Ortsbeirat vertreten. Der 
Ortsbeirat wird nach den Bestimmungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gewählt. 

 
(3) Die Sitzungen des Ortsbeirates sind öffentlich, § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Der Ortsbeirat setzt sich aus drei Mitgliedern zusammen und wählt aus seiner Mitte für die Dauer der Wahlperiode den Ortsvorsteher, 

der zugleich Vorsitzender des Ortsbeirates ist, und seinen Stellvertreter. 
 
(5) Der Ortsbeirat ist vor der Beschlussfassung der Gemeindevertretung in allen Belangen die den Ortsteil betreffen anzuhören. 
(6) Der in § 8 Abs.1 genannte Ortsteil Schönwalde wird gegenüber den Organen der Gemeinde von einem Ortsvorsteher vertreten. Er hat in 

den öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse ein aktives Teilnahmerecht, soweit 
Angelegenheiten des Ortsteils berührt sind. 

 
(7) Ortsteilbezogene Aufwendung und Auszahlungen werden im Rahmen der Haushaltsplanung als Budget festgelegt (Ortsteilbudget). 
 

§ 9 Bekanntmachungen 
 

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor. 
 
(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch die 

Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im Amtsblatt des Amtes Unterspreewald mit den 
Gemeinden Bersteland, Drahnsdorf, Kasel-Golzig, Krausnick-Groß Wasserburg, Rietzneuendorf-Staakow, Schlepzig / Słopišća, Schönwald, 
Steinreich, Unterspreewald und der Stadt Golßen. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche 
Bekanntmachung.  

 
(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder eines sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche 

Bekanntmachung dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass sie zu jedermanns Einsicht während der 
öffentlichen Sprechzeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntmachung wird vom Amtsdirektor angeordnet. 
Die Anordnung muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 
2 zu veröffentlichen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu machen.  

 
(4) Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung und des Ortsbeirates durch Aushang 

in den nachstehend aufgeführten Bekanntmachungskästen der Gemeinde (für Sitzungen des Ortsbeirates nur im Ortsteil) öffentlich 
bekannt gemacht 
Im Ortsteil Schönwalde:   

 Am gegenüberliegenden Gehweg der Bahnhofstraße 80 
 Bushaltestelle, Waldower Straße 1 

im Ortsteil Waldow/Brand:  
 An der Bushaltestelle, gegenüber Dorfstraße 48 

Die Schriftstücke sind 5 volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhängen, den Tag des Anschlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf 
dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken. Bei abgekürzter Ladungsfrist erfolgt 
der Aushang am Tage, nachdem die Ladung zur Post gegeben wurde.  
 

(5) Öffentliche oder ortsübliche Bekanntmachungen im Sinne von § 1 Absatz 1 VwVfGBbg i.V.m. § 27a VwVfG, sind dadurch zu bewirken, 
dass der Inhalt der Bekanntmachung im Amtsblatt für das Amt Unterspreewald mit den Gemeinden Bersteland, Drahnsdorf, Kasel-Golzig, 
Krausnick-Groß Wasserburg, Rietzneuendorf-Staakow, Schlepzig / Słopišća, Schönwald, Steinreich, Unterspreewald und der Stadt Golßen 
zugänglich gemacht wird. Die Zugänglichmachung auszulegender Dokumente im Sinne von § 1 Absatz 1 VwVfGBbg i.V.m. § 27b VwVfG, 
erfolgt durch Auslegung im Zentraldienst des Amtes Unterspreewald innerhalb der Sprechzeiten. 

 
§ 10 Geschlechtsspezifische Formulierungen 

 
Soweit in dieser Satzung oder in anderen Satzungen oder Veröffentlichungen der Gemeinde Schönwald Funktionen mit einem 
geschlechtsspezifischen Begriff beschrieben werden, gilt die entsprechende Bestimmung für alle Geschlechter gleichermaßen. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 21.11.2022, außer Kraft. 
 
Golßen, 14.09.2026 
 
gez. Daniel Graßmann      
Allgemeiner Vertreter des Amtsdirektors 
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Stadt Golßen 

Öffentliche Bekanntmachung – Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung vom 28.09.2026 

Hiermit werden gem. § 39 Abs.3 BbgKVerf nachfolgende Beschlüsse, welche in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung Stadt 
Golßen vom 28.09.2026 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht: 

 
BV-25-2026-118 
Termin, Name und Organisation des Stadtfestes 2027 - Antrag der Bürgermeisterin - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  13  0  2 
  

  
BV-25-2026-119 
Ausschreibung von Grünflächen in der Stadt und den Ortsteilen zur Vergabe von Pflegeverträgen - Antrag der Bürgermeisterin - ungeändert 
beschlossen 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  15  0  0 
  

  
BV-25-2026-101 
Leitbild der Stadt Golßen - gemeinsamer Antrag der GfG-Fraktion und der Bürgermeisterin - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  9  5  1 
  

  
BV-25-2026-104 
Nachtragshaushaltssatzung und Nachtragshaushaltsplan 2026 der Stadt Golßen - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  9  1  5 
  

  
BV-25-2026-120 
Grundsatzbeschluss zur Einbindung einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht in bestehende Pachtvertragsverhältnisse - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  11  0  4 
  

  
BV-25-2026-122 
Auftragsvergabe: Erneuerung Heizungsanlage Rathaus Golßen - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17 15   15  0  0 
  

  
BV-25-2026-123 
Abschluss einer Nutzungsvereinbarung für das geplante Funktionsgebäude auf dem Flurstück 871, Flur 5, Gemarkung Golßen - geändert 
beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15 14   0 1  
  

  
BV-25-2026-124 
Standortfestlegung für die Errichtung eines aktiven Netzknotens durch die Open Infra GmbH im Rahmen des Glasfaserausbaus sowie 
Abschluss eines entsprechenden Gestattungs- und Nutzungsvertrages in der Stadt Golßen - abgelehnt 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 
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 17  15  6  6  3 
  

  
BV-25-2026-128 
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß Baugesetzbuch (BauGB) zum Bauvorhaben: Um- und Anbau an Gebäude als 
Wohngebäude, Errichtung einer Doppelgarage mit Kleintierställen, Errichtung eines Saunagebäudes mit Bade-Pool, Errichtung einer Bio-
Kleinkläranlage sowie einer Sammelgrube auf dem Grundstück der Gemarkung Mahlsdorf, Flur 2, Flurstück 167 - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  14  9  0  5 
  

  
von der Beratung ausgeschlossen - Frau Maurer  
 
BV-25-2026-131 
Baumaßnahme "Ersatzneubau Funktionsgebäude" hier: Versammlungsraum 
Weiterbeauftragung der Planungsleistungen aller Leistungsbilder in den Leistungsphasen 6 bis 8 - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17 15   15  0  0 
  

  
BV-25-2026-130 
Baumaßnahme "Ersatzneubau Funktionsgebäude" 
Weiterbeauftragung der Planungsleistungen aller Leistungsbilder in der Leistungsphase 8 - ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  15 0   0 
  

  
BV-25-2026-126 
Abberufung und Berufung eines sachkundigen Einwohners für den Ausschuss für Haushalt und Finanzen - Antrag der UBL- Golßen - 
ungeändert beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  15  0  0 
  

 
 
BV-25-2026-125 
Personalangelegenheit der Grundschule der Stadt Golßen - Entscheidung zur Neubesetzung der Stelle Schulsekretär (m/w/d) - ungeändert 
beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung Befangen n. §22 BbgKVerf 

 17  15  15  0  0 
  

  
Ende de s Protokolls 
Golßen, 30.09.2026] 
 

Öffentliche Bekanntmachung – 1. Nachtragshaushaltssatzung 2026 der Stadt Golßen für das 
Haushaltsjahr 2026 

 
Die Nachtragshaushaltssatzung 2026 der Stadt Golßen mit den Bestandteilen Haushaltsplan, Ergebnisplan mit den entsprechenden 
Teilergebnisplänen, Finanzplan mit den entsprechenden Teilfinanzplänen, Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sowie den 
Anlagen sind ersatzweise bekannt zu machen. Zu diesem Zweck hat die Auslegung ab dem 12. Oktober zu jedermanns Einsicht an den 
öffentlichen Sprechzeiten des Amtes Unterspreewald: 
 
Dienstag  9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Donnerstag  9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
in den Amtsgebäuden des Amtes Unterspreewald, Markt 1, 15938 Golßen und Hauptstraße 49, 15910 Schönwald zu erfolgen. 
 
Golßen, 30.09.2026 
gez. Marco Kehling 
Amtsdirektor 
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Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Golßen für das Haushaltsjahr 2026 
 

Gemäß § 70 i. V. m. § 65 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 05. März 2024 (GVBI. I/24 Nr. 10) wird nach 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung in öffentlicher Sitzung vom 28.09.2026 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden die bisher festgesetzten Gesamtbeträge wie folgt geändert: 

Festsetzung 
 

von bisher erhöht (+) /  
vermindert (-) um 

und damit der 
Gesamtbetrag 
einschließlich 

Nachträge festgesetzt 
auf 

EUR EUR EUR 
1. im Ergebnishaushalt der Gesamtbetrag der      

    

Erträge 6.385.800  -164.400 6.221.400  

Aufwendungen 6.845.400  -201.300  6.644.100  

    

davon    

ordentliche Erträge 6.385.800  -171.000  6.214.800  

ordentliche Aufwendungen 6.845.400  -201.700  6.643.700  

    

außerordentliche Erträge 0 6.600  6.600  

außerordentliche Aufwendungen 0 400  400  

    

Gesamtergebnis -459.600 36.900 -422.700 

2. im Finanzhaushalt der Gesamtbetrag der    

    

Einzahlungen 7.912.400  -125.500  7.786.900  

Auszahlungen 8.476.300  -291.100  8.185.200  

    

davon:    

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.917.100  -171.000  5.746.100  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 6.186.300  -201.700  5.984.600  

    

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit  1.995.300  45.500  2.040.800  

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 2.236.000  -89.400  2.146.600  

    

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit  0 0  0  

Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit  54.000  0  54.000  

Veränderung des Bestandes an Finanzmitteln -563.900  165.600 -398.300 

 
§ 2 

Ein Haushaltssicherungskonzept ist nicht aufzustellen.  
 

§ 3 
Die Steuersätze für die Realsteuern, die in einer gesonderten Hebesatzung festgesetzt worden sind, betragen: 

Steuerart Festsetzung v.H. 
1. Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftliche Betriebe) 680 
2. Grundsteuer B (Grundstücke) 525 
3. Grundsteuer C (baureife Grundstücke) noch offen  
4. Gewerbesteuer 335 

 
§ 4 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionsauszahlungen und Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Haushaltsjahren wird von bisher von 0 EUR um 911.600 EUR erhöht und damit auf 911.600 
EUR festgesetzt. 
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§ 5 
Die Aufnahme von Krediten zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen ist nicht erforderlich. 
 

§ 6 
Die Wertgrenzen ab der eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen ist, werden bei: 

a) der Erhöhung des geplanten Fehlbetrages im laufenden Haushaltsjahr nach Inanspruchnahme von Rücklagemitteln und von 
Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses um 37.300 EUR auf 460.000 EUR 

        und 
b)  bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen bleiben unverändert bei 25.000 EUR 

festgesetzt.  
2. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als für die Stadt von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
nicht verändert und verbleiben bei 10.000 EUR. 
3. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt 
einzeln darzustellen sind, wird nicht verändert und verbleibt bei 10.000 EUR. 
4. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der 
Stadtverordnetenversammlung bedürfen, wird nicht verändert und verbleibt bei 5.000 EUR.  
 

§ 7 
1. Der Haushalt gliedert sich in 37 Teilhaushalte. Die Teilhaushalte werden wie folgt zu 8 Budgets verbunden: 

Bud 
Nr. 

Teil 
HH 

Produktbereich Produktgruppe/Produkt Budget- 
verantwortlicher 

     

I 1 
2 
5 

35 

11   Innere Verwaltung 
12   Sicherheit und Ordnung 
57  Wirtschaft u. Tourismus 
 

111.11  Gemeindeorgane 
111.20  Innere Verw.angelegenheiten 
121.00  Wahlen 
575 Tourismusverband 

AL 10 
Herr Neumann 

II 7 21   Schulträgeraufgaben 211  Grundschule AL 32 
Herr Graßmann 

III 6 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

12   Sicherheit und Ordnung 
25 – 29  Kultur u. Wissenschaft 
36  Kinder-, Jugend- u.  
  Familienhilfe 
42   Sportförderung 

122.10  Ordnungsaufgaben 
272  Bibliothek 
281 Heimat- u. Kulturpflege 
362  Jugendarbeit 
366  Einrichtung d. Jugendarbeit 
421.00  Förderung Sportvereine 
424.10   Sportplätze, Sporthallen 
424.20  Freibad 
551.10  Öffentl. Grün/Landschaftsbau 
573.20  Markt 

AL 32 
Herr Graßmann 

IV 4 
19 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
29 
30 
31 

11   Innere Verwaltung 
51 Räumliche Planung u. 
 Entwicklung 
53 Ver- u. Entsorgung 
54 Verkehrsflächen 
55 Natur- u, Landschaftspflege 
 

111.31  Verw. Liegenschaften 
511  örtl. Planungs- und   
  Entwicklungsmaßnahmen 
531  Elektrizitätsversorgung 
532  Gasversorgung 
541  Gemeindestraßen, Gehweg,  
  Plätze 
545  Straßenreinigung/Winterdienst 
546  Parkeinrichtungen 
552  Öffentl. Gewässer 

AL 60 
Herr Bock 

V 20 52 Bauen und Wohnen 522  kommunale Wohnungen AL 60 
Herr Bock 

VI 28 
32 

55 Natur- u, Landschaftspflege 551.20  Park 
553  Friedhofs- u. Bestattungswesen 

AL 32 
Herr Graßmann 

VII 33 
34 

57  Wirtschaft u. Tourismus 573.10 Dorfgemeinschaftshäuser AL 60 
Herr Bock 

VIII 3 
36 
37 

11   Innere Verwaltung 
61 Allg. Finanzwirtschaft 

111.30  Finanzverwaltung 
611  Steuern, allg. Zuweisungen 
612  sonstige allg. Finanzwirtschaft 

AL 20 
Frau Lerch  

 
2. Soweit in der KomHKV oder im Haushaltsplan mit Vorbericht und Anlagen nichts anderes bestimmt ist, sind die Aufwendungen, die zu 

einem Budget gehören, gegenseitig deckungsfähig. Das Gleiche gilt für Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen. 
3. Zahlungswirksame Mehrerträge und Minderaufwendungen in einem Budget gelten als deckungsfähig für zahlungswirksame 

Mehraufwendungen des gleichen Budgets. 
4. Der Ausgleich der zahlungswirksamen Mehraufwendungen innerhalb eines Budgets ist erst dann auszuführen, wenn innerhalb des 

Produktes/ Teilhaushaltes diese Mehraufwendungen ausgeglichen werden können. 
5. Die Absätze 2 bis 4 gelten auch für Auszahlungen bei der Investitionstätigkeit sowie Verpflichtungsermächtigungen, wenn sie sachlich 

zusammenhängen. Mehreinzahlungen berechtigen zu investiven Mehrauszahlungen. 
6. Als eigene Deckungskreise werden gemäß § 20 Abs. 2 KomHKV die Personal- und Versorgungsaufwendungen und die Abschreibungen 

festgelegt. Diese jeweiligen Deckungskreise sind gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfähigkeit der zugehörigen Finanzkonten gilt 
entsprechend. 
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7. Mehrerträge des Budgets „Allgemeine Finanzwirtschaft“ erhöhen die Ansätze für Aufwendungen der anderen Budgets. Das Gleiche gilt für 

Einzahlungen und Auszahlungen. 
8. Die mit den vorstehenden Regelungen im Zusammenhang stehenden Planabweichungen gelten nicht als überplanmäßig oder zusätzlich. 

Eine Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung nach § 6 Abs. 4 entfällt.   
9.  Für Mehraufwendungen innerhalb eines Budgets, die durch Minderaufwendungen oder Mehrerträge im gleichen Budget gedeckt werden, 

müssen keine überplan- oder außerplanmäßigen Aufwendungen beantragt werden. eine Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung 
nach § 6 Abs. 4 entfällt. Die Sätze 1 und 2 gelten für Auszahlungen entsprechend.  

 
§ 8 

 
Für die folgende Haushaltsposition wurde ein Sperrvermerk erlassen: 
 
• 42410.096102  Anlage im Bau – Ersatzneubau Funktionsgebäude: Versammlungsraum 
 
Voraussetzung für die Verwendung der finanziellen Mittel ist das Vorliegen des Zuwendungsbescheides (Landessportbund Brandenburg) 
 
Golßen, den 30.09.2026 
 
       
gez. Marco Kehling 
Amtsdirektor 
 
Hier kommt der Text/ das Bild rein 

Sonstige amtliche Bekanntmachungen 
 

Land Brandenburg 

Anordnungsbeschluss Freiwilliger Landtausch Niewitz I 
  

Das Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Dienstsitz Luckau ordnet gemäß §§ 103a ff. 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) den 

Freiwilligen Landtausch Niewitz I 
Verf.-Nr. 650326 an. 

1. Verfahrensgebiet 
Das Verfahrensgebiet wird für die nachfolgend aufgeführten Flurstücke festgestellt: 

Land Brandenburg 
Landkreis Dahme-Spreewald 
Amt Unterspreewald 
Gemeinde Bersteland 

 
Gemarkung Niewitz 
Flur 1 Flurstück 392 
Flur 2 Flurstück 37 
Das Verfahrensgebiet ist auf der als Anlage zu diesem Beschluss beigefügten Gebietskarte dargestellt. Es hat eine Größe von ca. 1,7798 ha. 

2. Beteiligte 
Beteiligte des Verfahrens sind die Eigentümer der Grundstücke und die Inhaber von dinglichen Rechten an den Grundstücken. 

3. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am freiwilligen Landtausch berechtigen, sind gemäß § 14 Abs. 1 
FlurbG innerhalb einer Frist von drei Monaten nach erfolgter Bekanntmachung dieses Beschlusses beim Landesamt für Ländliche Entwicklung, 
Landwirtschaft und Flurneuordnung, Karl-Marx-Straße 21, 15926 Luckau anzumelden. 
Auf Verlangen der oberen Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein Recht innerhalb einer von der Behörde zusetzenden Frist 
nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 

Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die obere Flurbereinigungsbehörde die 
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen. 

Der Inhaber eines Rechts muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich 
gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

4. Gründe  
Die Tauschpartner haben sich über die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse an den verfahrensgegenständlichen Flurstücken geeinigt und 
die Durchführung eines freiwilligen Landtausches beim Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung beantragt. 
Sie haben glaubhaft dargetan, dass sich die Durchführung verwirklichen lässt. 

Der freiwillige Landtausch dient der Verbesserung der Agrarstruktur (§ 103a Abs. 1 FlurbG). 
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5. Finanzierung des Verfahrens 
Die persönlichen und sächlichen Kosten der Behördenorganisation (Verfahrenskosten) trägt das Land Brandenburg (§ 104 FlurbG). Die zur 
Ausführung des freiwilligen Landtausches erforderlichen Aufwendungen fallen gemäß § 103g FlurbG den Tauschpartnern nach Maßgabe des 
Tauschplanes zur Last. 

6. Hinweis über die Erhebung personenbezogener Daten 
Im freiwilligen Landtausch werden personenbezogene Daten von Verfahrensbeteiligten und Dritten verarbeitet. Nähere Informationen gemäß 
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) können auf der Internetseite https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Information-
DSGVO-FLT-nach-Paragraf-103a-FlurbG.pdf eingesehen werden. Alternativ sind die Informationen auch beim Landesamt für Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Karl-Marx-Straße 21, 15926 Luckau erhältlich. 

7.Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Anordnungsbeschluss kann innerhalb eines Monats beim Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und 
Flurneuordnung, Karl-Marx-Straße 21, 15926 Luckau Widerspruch erhoben werden.  
 
Luckau, den 07.10.2026 

Im Auftrag 

gez.       

Wieland 
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(Regionalteamleiter) 
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Ausschreibungen Amt Unterspreewald 

Öffentliche Ausschreibungen – Vermietung einer Wohnung in Golßen, Hauptstraße 26 
 
Die Stadt Golßen vermietet ab sofort in der Hauptstraße 26 in 15938 Golßen eine geräumige barrierefreie Wohnung. Die Wohnung befindet 
sich im Erdgeschoss und verfügt über 2 Zimmer inkl. Küche und Duschbad mit einer Gesamtwohnfläche von 75,90 m². 
Der Fußboden und die Wände im Bad sowie der Fliesenspiegel in der Küche sind gefliest. Alle anderen Fußböden sind mit einem hochwertigen 
und pflegeleichten PVC-Design Belag ausgestattet. Die Wände sind mit weißer Raufasertapete versehen. 
 
Für die öffentlich geförderte Wohnung ist ein Wohnberechtigungsschein erforderlich. 
Die Warmmiete beträgt 589,50 €. Diese setzt sich aus der Kaltmiete in Höhe von 349,50 €/mtl. sowie den Betriebs- und 
Heizkostenvorauszahlungen von insgesamt 240,00 €/mtl. zusammen. 
Für die Mietwohnung ist eine Kaution fällig in Höhe von 699,00 €. 
Energieverbrauchsausweis: 68 kWh/(m²a), Erdgas, Baujahr 1880. 
 
Besichtigungstermine vereinbaren Sie bitte mit Frau Waldschock unter der nachfolgend genannten Telefonnummer: 
Amt Unterspreewald 
Bauamt / Wohnungsverwaltung 
Frau Waldschock 
Markt 1 
15938 Golßen 
Tel. 035452 384-421 / wohnungsverwaltung@unterspreewald.de 
 

Öffentliche Ausschreibungen – Vermietung einer Wohnung in Golßen, Hauptstraße 33 
 
Die Stadt Golßen vermietet ab 01.01.2027 (bei Bedarf gern zum 01.12.2026) in der Hauptstraße 33 in 15938 Golßen eine Wohnung. Die 
Wohnung befindet sich 1. OG und verfügt über 3 Zimmer inkl. Küche und einem Wannenbad mit einer Gesamtwohnfläche von 80,79 m². 
Der Fußboden und die Wände im Bad sind gefliest. Die anderen Fußböden sind mit Holzdielen oder Designbelag ausgestattet. Ein Fliesenspiegel 
in der Küche ist vorhanden. Die Wände sind mit Raufasertapete versehen. 
 
Die Warmmiete beträgt 890,00 €. Diese setzt sich aus der Kaltmiete in Höhe von 580,00 €/mtl. sowie den Betriebs- und 
Heizkostenvorauszahlungen von insgesamt 310,00 €/mtl. zusammen. 
Für die Mietwohnung ist eine Kaution fällig in Höhe von 1.160,00 €. 
Energieverbrauchsausweis: 154 kWh/(m²a), Erdgas, Baujahr 1970. 
 
Besichtigungstermine vereinbaren Sie bitte mit Frau Waldschock unter der nachfolgend genannten Telefonnummer. 
Amt Unterspreewald 
Bauamt / Wohnungsverwaltung 
Frau Waldschock 
Markt 1 
15938 Golßen 
Tel. 035452 384-421 / wohnungsverwaltung@unterspreewald.de 
 

Öffentliche Ausschreibungen – Vermietung einer Wohnung in Steinreich, Schenkendorf 3 
 
Die Gemeinde Steinreich vermietet ab sofort in Schenkendorf 3, GT Schenkendorf in 15938 Steinreich eine Wohnung. Die Wohnung befindet 
sich im 1. OG und verfügt über 2,5 Zimmer inkl. Küche und einem Duschbad mit einer Gesamtwohnfläche von 67,61 m². 
Der Fußboden und die Wände im Bad sind gefliest. Alle anderen Fußböden sind mit einem pflegeleichten Vinylbelag ausgestattet. Die Wände 
sind mit Raufasertapete versehen. 
 
Die Warmmiete beträgt 655,00 €. Diese setzt sich aus der Kaltmiete in Höhe von 395,00 €/mtl. sowie den Betriebs- und 
Heizkostenvorauszahlungen von insgesamt 260,00 €/mtl. zusammen. 
Für die Mietwohnung ist eine Kaution fällig in Höhe von 790,00 €. 
 
Besichtigungstermine vereinbaren Sie bitte mit Frau Waldschock unter der nachfolgend genannten Telefonnummer: 
Amt Unterspreewald 
Bauamt / Wohnungsverwaltung 
Frau Waldschock 
Markt 1 
15938 Golßen 
Tel. 035452 384-421 / wohnungsverwaltung@unterspreewald.de 
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Öffentliche Ausschreibungen – Vermietung einer Wohnung in Steinreich, Schenkendorf 3 
 
Die Gemeinde Steinreich vermietet ab sofort in Schenkendorf 3, GT Schenkendorf in 15938 Steinreich eine Wohnung. Die Wohnung befindet 
sich im EG und verfügt über 2 Zimmer inkl. Küche und einem Duschbad mit einer Gesamtwohnfläche von 54,92 m². 
Der Fußboden und die Wände im Bad sind gefliest. Alle anderen Fußböden sind mit einem pflegeleichten Vinylbelag ausgestattet. Die Wände 
sind mit Raufasertapete versehen. 
 
Die Warmmiete beträgt 555,00 €. Diese setzt sich aus der Kaltmiete in Höhe von 340,00 €/mtl. sowie den Betriebs- und 
Heizkostenvorauszahlungen von insgesamt 215,00 €/mtl. zusammen. 
Für die Mietwohnung ist eine Kaution fällig in Höhe von 680,00 €. 
 
Besichtigungstermine vereinbaren Sie bitte mit Frau Waldschock unter der nachfolgend genannten Telefonnummer: 
Amt Unterspreewald 
Bauamt / Wohnungsverwaltung 
Frau Waldschock 
Markt 1 
15938 Golßen 
Tel. 035452 384-421 /  wohnungsverwaltung@unterspreewald.de 
 

Trink- und Abwasserverbände 

Trink- und Abwasserzweckverband Dürrenhofe/Krugau 

Entsorgungstermine der Aqua-Tool GmbH  
 

Der Trink- und Abwasserzweckverband Dürrenhofe/Krugau informiert:  
 
Der Trink- und Abwasserzweckverband Dürrenhofe/Krugau gibt folgende Entsorgungstermine der Aqua-Tool GmbH im Verbandsgebiet 
bekannt:  
 
Schlepzig  09.11.2026 – 20.11.2026  
       
Gewünschte Entsorgungen außerhalb dieser Zeiten vereinbaren Sie bitte mit: 
AQUA-TOOL GmbH 
Am Seegraben 14 
03058 Groß Gaglow 
Tel: 0355 / 58 29- 0 Fax: 0355 / 58 29- 31 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Störmeldungen richten Sie bitte: 
  
Für den Bereich Trinkwasser an Herrn Gerasch-Wolling  Tel: 0152 / 0521 0557 
Für den Bereich Abwasser    an Herrn Ortak  Tel: 0152 / 0521 6267 
    an Herrn Lawnik  Tel: 0173 / 3675 625 
 
gez. Dieter Freihoff  
Verbandsvorsteher des TAZ Dürrenhofe/Krugau 
 
Wichtiger Hinweis des Trink- und Abwasserzweckverbandes zum Frostschutz Vorbeugung von 
Leitungswasserschäden im Winter 
 
Die kalte Jahreszeit steht bevor – und damit das Risiko von Frostschäden an Wasserleitungen und wasserführenden Anlagen. Gefrorenes Wasser 
dehnt sich aus und kann Rohre zum Platzen bringen. Die daraus resultierenden Wasserschäden verursachen oft extrem hohe Kosten und 
erhebliche Schäden an der Gebäudesubstanz. 
Aus gegebenem Anlass und auf Basis der aktuellen Präventionsempfehlungen der Ostdeutschen Kommunalversicherung (OKV) OKV 
Downloadportal erinnert der TAZ Dürrenhofe/Krugau alle Eigentümer, Mieter und Verwalter an die wichtigsten Vorsorgemaßnahmen für den 
Winter: 
1. Freiliegende Leitungen dämmen:  

Leitungen und Wasserzähler in unbeheizten Räumen (z. B. Keller, Dachböden, Garagen) sollten rechtzeitig mit isolierendem Material 
geschützt werden. 

2. Außenarmaturen absperren und entleeren: 
Drehen Sie die Zuleitungen zu Außenventilen (Gartenhydranten, Balkonanschlüsse) im 
Gebäude ab. Öffnen Sie danach das Außenventil vollständig, damit das restliche Wasser  
komplett ablaufen kann. 
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3. Räume ausreichend heizen:  

Auch in ungenutzten oder leerstehenden Räumen, Gäste-WCs oder Abstellkammern darf die Raumtemperatur nicht unter den 
Gefrierpunkt sinken. Die bloße „Frostschutz“-Einstellung (*Schneeflocke-Symbol) am Thermostat schützt oft nur den Heizkörper selbst, 
nicht aber entfernt liegende Wasserrohre in den Wänden. 

4. Regelmäßige Kontrollen bei Abwesenheit:  
Stehen Gebäude über längere Zeit im Winter leer (z. B. während des Urlaubs oder bei ungenutzten Liegenschaften), sind regelmäßige 
Kontrollgänge unerlässlich, um eventuelle Absenkungen der Raumtemperatur oder beginnende Schäden frühzeitig zu erkennen. 

Durch diese einfachen Schutzmaßnahmen schützen Sie Ihr Eigentum und helfen uns, das gesamte Leitungsnetz sicher durch den Winter zu 
bringen. 
 

gez. Dieter Freihoff  
Verbandsvorsteher des TAZ Dürrenhofe/Krugau 

 

Wasserzähler-Ablesung 2026 
 
Bis zum 10. Dezember 2026 werden wir allen Kunden die Ablesebriefe zur Ermittlung des Wasserverbrauches für das Abrechnungsjahr 2026 
zustellen. Wir bitten Sie freundlichst, den Zählerstand am 15.12.2026 abzulesen. Die Meldung der Zählerdaten durch den Kunden sollte dann 
zeitnah bis zum 18.12.2026 erfolgen. 
 
Beachten Sie bitte die Verfahrensweise! 
 
Online Meldung 
Sie können Ihren Zählerstand online melden. Hierzu gehen Sie auf die Internetseite der Gemeinde Märkische Heide (www.maerkische-heide.de 
/ Verwaltung / Trink- & Abwasser-versorgung / TAZ-Dürrenhofe-Krugau / Zählerablesung). Halten Sie Ihre Kundennummer und die 
Zählernummer bereit (auf dem Ablesebrief enthalten) und tragen Sie Ihre Werte in die vorgegebene Maske ein. 
 

1.) Rücksendung des Ablesebriefes 
Sie können Ihren Ablesebrief in einem Briefumschlag an den TAZ Dürrenhofe / Krugau zurückschicken. Das Porto wird nicht vom TAZ 
übernommen. 
 

2.) Abgabe des Ablesebriefes direkt beim TAZ 
Die Ablesebriefe können in den Briefkasten des TAZ, Schlossstraße 13a, 15913 Märkische Heide eingeworfen werden. Von einer Abgabe direkt 
im Büro bitten wir Abstand zu nehmen. 
 
Hinweis zur Zählerablesung  
Die meisten Wasserzähler haben eine 5-stellige Anzeige. Sollte Ihr Zähler eine rote Nachkommastelle haben, ignorieren Sie diese bitte. Tragen 
Sie bitte nur die 5 schwarzen Zahlen vor dem Komma in Ihren Ablesebrief ein. 
(Dies dient nur als Beispiel zur besseren Veranschaulichung) 

 
Der Zählerstand dieses Zählers lautet  1  (nicht 0,1!) 
 
Bei Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter des Verbandes gern während der Sprechzeiten unter 
der Telefonnummer 035471 / 808020 zur Verfügung. 
 
Sprechzeiten TAZ  
Dienstag: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr 
Donnerstag: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:00 Uhr 
Freitag:  9:00 – 12:00 Uhr  
 
Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Dieter Freihoff 
Verbandsvorsteher des TAZ Dürrenhofe/Krugau 
Hier kommt der Text/ das Bild rein 
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Jagdgenossenschaften 

Jagdgenossenschaft Sellendorf 

Einladung Vollversammlung – 27.11.2026 um 18:00 Uhr 
        
         15938 Sellendorf 
         LK Dahme-Spreewald 
 
Sehr geehrte Mitglieder der Jagdgenossenschaft Sellendorf, 
 
zu der am Freitag, den 27.11.2026 um 18:00 Uhr in der Feuerwehr in Sellendorf stattfindenden Jahreshauptversammlung laden wir alle 
Mitglieder der Jagdgenossenschaft 
Sellendorf bzw. deren bevollmächtigte Vertreter recht herzlich ein. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Begrüßung 
2. Esseneinnahme 
3. Information zur aktuellen Situation 
4. Bericht der Jagdausübenden 
5. Rechenschaftsbericht 2025/2026 
6. Haushaltsplan 2026/2027 
7. Diskussion 
8. Beschlussfassung zum neuen Jagdpachtvertrag 
9. Abstimmung zum neuen Mitpächter des Jagdgebietes Sellendorf 
10. sonstiges 
 
Wir bitten um das möglichst vollständige Erscheinen unserer Mitglieder. 
Weiterhin bitten wir um nachweisliche Informationen bei Flächenänderungen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
die Vorsitzende der Jagdgenossenschaft Sellendorf 
 
K. Lauschke 
(Formular digital erstellt, daher keine Unterschrift nötig) 

Sonstiges 

Schlepziger Jugendfeuerwehr wird Doppellandesmeister und steht weitere Male auf dem Podium 
 

Am 19. /20. September 2026 fand in Doberlug Kirchhain die Landesmeisterschaft der Jugendfeuerwehren des 
Landes Brandenburg statt.    
Am Samstag wurde in den Mannschafts- bzw. Pokaldisziplinen gestartet, die sich aus je 2 Läufen der   5   x   80   Meter   
Hindernisstaffel, der   Gruppenstafette   und   dem   Löschangriff   nass zusammensetzen, wobei jeweils der Beste 
zählte.   
Die Schlepziger Jugendfeuerwehr ging mit großer Euphorie und dem Ziel Landesmeister zu werden, mit je 
einer Mädchen- und Jungenmannschaft in der Altersklasse 15-18 Jahre, ins Rennen.  
In den Läufen der 5 x 80 Meter Bahn lief es im ersten Lauf sehr gut und beide Mannschaften setzten sich an die 
Spitzenpositionen ihrer Konkurrenz, welche sie auch im zweiten Durchgang nicht mehr hergaben. Dennoch waren 
zur Mittagspause die Köpfe aller Beteiligter gesenkt. Denn in den anderen Disziplinen war die Aufregung der 
Jugendlichen so groß, dass sie dadurch immer wieder kleine, aber schwer bestrafte, Fehler machten, die das 
Wunschergebnis noch lange nicht zulassen sollten.   
Am Nachmittag bekamen sie die Nervosität besser in den Griff und gingen mit der nötigen Überzeugung und 
Coolness wieder in den Wettbewerb.  Beide Teams glänzten unter der Beobachtung vieler Schlachtenbummler 
zunächst im Löschangriff nass. Sie setzten sich mit Topzeiten jeweils an die führenden Positionen. Die 
Jungen ließen es danach auch in der Gruppenstafette krachen, so dass sie in einer Traumzeit Gewinner der 
Disziplin waren. Bei den Mädels lief es nicht nach Wunsch, trotzdem reichte es mit dem vierten Platz zu einem 
guten Ergebnis.  
Da es keine öffentliche Zeitenübermittlung gab, waren die Gesamtergebnisse bei Mannschaften, Ausbildern und 
Fans nicht bekannt. Diese wurden tatsächlich erst bei der Siegerehrung am Sonntag übermittelt.    
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Doch bevor es zu dieser kam, gingen am Vormittag noch acht Jugendliche in den Einzeldisziplinen auf der 100 
Meter Hindernisbahn und im Hakenleitersteigen an den Start. Da das Training der Mannschaftsdisziplinen im 
Vorhinein eindeutige Priorität genoss, kam das Einzeltraining zu kurz. Dennoch lieferten Stella Götze, Charlotte 
Ballhause, Josephine Schiela, Elina Barth, Jayden Richter, Tim Heemskerk, Vin-Levi Richter und Nick Wunderlich 
beachtliche Ergebnisse. Charlotte Ballhause und Jayden Richter schafften es auf der Hindernisbahn und beim 
Leitersteigen auf das Siegertreppchen. Sie wurden in beiden Disziplinen jeweils Drittplatzierte. Tim Heemskerk 
konnte sich auf der 100 Meter Bahn sogar über den Vizelandesmeistertitel freuen.   
Am Nachmittag gab es dann das Abschlussantreten und die Siegerehrung. Großes Hoffen war den Schlepzigern ins 
Gesicht geschrieben. Nachdem alle Einzelstarter ihre Medaillen und Urkunden bekommen hatten, sollte es 
zunächst für die Mädchen spannend werden, denn die Kategorie 15 - 18 Jahre weiblich wurde als erstes 
Mannschaftsergebnis ausgewertet. Tatsächlich durften sie bis zum Schluss in der angetretenen Formation stehen 
bleiben und somit als Landesmeisterinnen auf das Podest gerufen werden. Riesengroß war der Jubel, denn die Mädels 
konnten ihren Titel, welchen sie vor zwei Jahren in der Altersklasse 10 - 14 Jahre erreichten, wiederholen. Im 
Anschluss kam es zur Ehrung der männlichen Jugend 15 - 18 Jahre und auch hier sollten die Unterspreewälder 
bis zum Ende verharren und den Siegerpokal unter großer Begeisterung in Empfang nehmen.   
Tränen der Freude über den Doppelsieg in den Mannschaftsdisziplinen, sowie einem Vizelandesmeistertitel und vier 
dritten Plätzen in den Einzeldisziplinen, durfte nun vor und während der Heimreise gewischt und getrocknet 
werden. In der Heimat wurde währenddessen ein Empfang für die Wettkämpferinnen & Wettkämpfer und ihre 
Ausbilder vorbereitet. Bei Ankunft am Feuerwehrgerätehaus wurden sie mit lautem Jubel und großartig 
gestalteten Plakaten vom Bürgermeister, von den Kameradinnen & Kameraden und vielen Angehörigen begrüßt.   
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IMPRESSUM 
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